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Anwalt für Gleichbehandlungsfragen

für Menschen mit Behinderung


An das

Bundesministerium für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz
Stubenring 1

1010 Wien

Per E-Mail: Manuela.Fuchs@bmask.gv.at
Wien, am 16.12.2011
Betrifft: GZ BMASK-43002/0041-IV/B/4/2011


Pflegevorsorge

Änderung der Einstufungsverordnung zum Bundespflegegeldgesetz


Umlaufbeschluss
Sehr geehrte Damen und Herren!

Zum übermittelten Entwurf einer Verordnung des Bundesministers für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz, mit der die Verordnung über die Beurteilung des Pflegebedarfes nach dem Bundespflegegeldgesetz (Einstufungsverordnung zum Bundespflegegeldgesetz – EinstV) geändert wird, nimmt der stellvertretende Behin​dertenanwalt wie folgt Stellung:

Die geplante Regelung, dass auch Angehörige des gehobenen Dienstes für Gesund​heits- und Krankheitspflege als Sachverständige für die Begutachtung im Bereich des Pflegegeldes herangezogen werden können, wird vom stellvertretenden Behin​dertenanwalt begrüßt.
Mit freundlichen Grüßen
Dr. Hansjörg Hofer
Stellvertretender Behindertenanwalt
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